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5.  Der Verfasser meint, dass die gängigen Kausalitätsmodelle im unfallversi-
cherungsrechtlichen Kontext nicht überzeugend sind – die Behandlung von 
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Ereignissen am Arbeitsplatz sowie die Handhabung von verbotswidrigem 
Verhalten (§ 7 Abs. 2 SGB VII) zu streng – fordert zum Nachdenken über 
Kausalität auf – Hinweis auf Aufsatz von Laurenz Mülheims  Plädoyer für 
ein Nachdenken über Kausalität – Gedanken zum Abschied der Vorschä-
digung als Ablehnungsgrund für einen Arbeitsunfall – DOK 375 
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